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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Dr. Wilms, Pfeifer, Rühe, Frau Dr. Walz, Frau Benedix, 
Daweke, Prangenberg, Dr. Hornhues, Voigt (Sonthofen), Berger (Lahnstein), 
Frau Dr. Wisniewski und der Fraktion der CDU/CSU 


Fernunterricht im Bereich der beruflichen Bildung 


Erste Auswirkungen und Erfahrungen mit dem Fernunterrichts- 
schutzgesetz (FernUSG), insbesondere für den Bereich der be- 
ruflichen Bildung, müßten inzwischen vorliegen. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Gibt es Hinweise für die Tendenzen oder schon konkrete 
Angaben über die Entwicklung der Lehrgangs- und Teil- 
nehmerzahlen im Fernunterricht seit Inkrafttreten des Fern- 
USG mit seinen verschärften Bestimmungen zum Schutz der 
Lehrgangsteilnehmer? 

Welche Erfahrungen gibt es in diesem Zusammenhang? 

2. Wird das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung (BIBB) 
regelmäßig als Gutachter für berufsbildende Fernlehrgänge 
von der Zentralstelle für Fernunterricht bzw. von Landes- 
behörden in Anspruch genommen (nach § 19 FernUSG)? 

3. Sind bislang schon vom BIBB sogenannte unentgeltliche be- 
rufliche Fernlehrgänge auf Antrag nach § 15 FernUSG aner- 
kannt worden? 

Wenn ja, welche und von welchen Trägern oder Veran- 
staltern? . 

4. Sind bislang Modellprojekte aus dem Bereich der berufs- 
bildenden Fernlehrgänge bei privaten Trägern durch das 
BMBW gefördert worden? Wenn ja, welche? Wenn nein, 
warum nicht? 

5. Welche Modelle für berufsbildende Fernlehrgänge sind bis- 
her vom BIBB selbst entwickelt worden? 

6. Wer arbeitet mit solchen vom BIBB entwickelten Modell- 
lehrgängen, und wer bietet sie an? Werden sie vom BIBB 
kostenlos oder unter Berechnung anderep Veranstaltern an- 
geboten? 

7. Besteht seitens der Bundesregierung die Absicht, jetzt oder 
später ein staatliches FernLehrinstitut für berufsbildende 
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Lehrgänge zu errichten? Wenn ja, bestehen bereits Vorstel- 
lungen über die Arbeitsweise eines solchen Instituts? 

8. Beabsichtigt das BMBW, in naher Zukunft eine Rechtsver- 
ordnung nach § 13 Abs. 2 FernUSG zu erlassen, in der Ver- 
sagungsgründe für den Antrag auf Zulassung berufsbilden- 
der Fernlehrgänge des näheren geregelt werden? 

9. Gibt es bei der Bundesregierung Überlegungen und Pläne 
für direkte Maßnahmen, beispielsweise Werbung, oder für 
indirekte Maßnahmen, beispielsweise über die Arbeitsver- 
waltung zur Verbesserung der Information über berufsbil- 
dende Fernlehrgänge und zur Motivation von Arbeitneh- 
mern für solche Lehrgänge, um den offensichtlichen Rück- 
gang des Interesses am Fernunterricht zu stoppen oder gar 
in sein Gegenteil zu verkehren? 

Bonn, den 15. Mai 1979 

Frau Dr. Wilms 

Pfeifer 

Rühe 

Frau Dr. Walz 
Frau Benedix 
Daweke 
Prangenberg 
Dr. Hornhues 
Voigt (Sonthofen) 

Berger (Lahnstein) 

Frau Dr. Wisniewski 

Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 

Begründung 

Fernunterricht ist ein bewährter Weg, auch die individuellen 
beruflichen Start- und Entwicklungschancen zu verbessern. Dies 
gilt in besonderer Weise für die berufliche Fortbildung. Das 
Gesetz zum Schutz der Teilnehmer am Fernunterricht (Fern- 
unterrichtsschutzgesetz - FernUSG) ist seit dem 1. Januar 1977 
in Kraft. 

Das Interesse in der Bevölkerung am Fernunterricht ist offen- 
sichtlich nicht mehr so groß wie vor Jahren. Dabei kann Fern- 
unterricht gerade im Bereich der beruflichen Bildung eine wich- 
tige Funktion erfüllen: Er trägt zur Verbesserung der Chancen- 
gerechtigkeit, der Aufstiegsmöglichkeit und der Anpassung an 
neue berufliche Anforderungen bei, ohne daß der Auszubil- 
dende oder Arbeitnehmer seinen Ausbildungs-ZArbeitsplatz 
aufgeben muß. Private Fernlehrgänge ergänzen das schulische 
und betriebliche berufliche Bildungsangebot und damit das Bil- 
dungssystem in seiner Differenziertheit und Pluralität. Deshalb 
sollte es Aufgabe der Bundesregierung sein, im Rahmen des 
FernUSG und der Kompetenzen des Bundes für berufliche Bil- 
dung alle Möglichkeiten zur Förderung nichtstaatlicher seriöser 
beruflicher Fernlehrgänge auszuschöpfen, nicht zuletzt durch 
finanzielle Hilfe bei der teuren Entwicklung neuer Lehrgänge 
im Rahmen des Modellprogramms für berufliche Bildung. 
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